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I. 

ln den Berichtszeitraum fallen folgende Sitzungen: 

- informelle Videokonferenz der EU-Innenminister am 5. Juni 2020 (ohne 

Einladung/Teilnahmemöglichkeit des Bundesratsbeauftragten),  

- informelle Videokonferenz der EU-Innenminister am 7. Juli 2020, 

- informelle Videokonferenz der EU-Innenminister am 8. Oktober 2020 (ohne 

Einladung/Teilnahmemöglichkeit des Bundesratsbeauftragten). 

II. 

Die Beratungen fanden im betrachteten Zeitpunkt – ab Juli unter deutschem Vorsitz – nur digital 

und damit in informellem Format statt. Unter der Überschrift „Europäische Polizeipartnerschaft“ 

diskutierte der Rat auf deutsche Initiative ausführlich noch bestehenden Optimierungsbedarf bei 

der europäischen Zusammenarbeit im Bereich der inneren Sicherheit.  Während die COVID-19-

Pandemie im JI-Kreis nur noch anlässlich der Juni-Tagung beraten wurde, wurde der 

Themenbereich Asyl und Migration durchgängig beraten. Schwerpunkt war neben dem Umgang 

mit aus Seenot geretteten Personen der neue Pakt für Asyl und Migration der Europäischen 

Kommission vom 23.09.2020. 

 

Die Berichterstattung bezieht sich auf die folgenden Politikbereiche: 
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I. Asyl und Migration  

 

1. Allgemeine Diskussion und Seenotrettung 

Die Themen Asyl und Migration wurden im Berichtszeitraum wieder durchgehend behandelt.                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                    

 

Anlässlich der Videokonferenz vom 05.06.2020 beschränkte sich die Diskussion auf den hohen 

Migrationsdruck im zentralen Mittelmeer, von dem MLT berichtete, das seit Beginn des Jahres 

eine große Anzahl von Flüchtlingen aufgenommen haben. Die Kommission rief die 

Mitgliedstaaten zu Solidarität auf. 

 

Bei der Videokonferenz vom 07.07.2020 stellte Bundesinnenminister Seehofer als neuer 

Vorsitzender des Rats ein Diskussionspapier zur Seenotrettung vor: Angesichts der Jahreszeit 

sei erneut ein verstärktes Migrationsaufkommen im Mittelmeer zu erwarten. Der Umgang mit 

dieser Problematik sei eine europäische Aufgabe, bei der es darum gehe, Tote im Mittelmeer zu 

verhindern und das Geschäft der Schleuser zu unterbinden. Anknüpfend an die Malta-Erklärung1  

müsse ein koordiniertes Vorgehen vereinbart werden. Dabei sollten konkrete Maßnahmen zur 

Unterstützung identifiziert werden, etwa Verteilung von Flüchtlingen, aber auch 

Schleuserbekämpfung, Außengrenzschutz und Rückkehr. 

 

Innen-Kommissarin Johansson bestätigte die schwierige Lage im Mittelmeer. Auch auf den 

Kanarischen Inseln seien sechs Mal so viele Ankünfte zu beobachten wie im Vorjahreszeitraum.   

 

Alle wortnehmenden Mitgliedstaaten (MS) begrüßten das Diskussionspapier und unterstützten 

den Ansatz, die gemeinsamen Anstrengungen im Bereich der Zusammenarbeit mit Herkunfts- 

und Transitstaaten und der Bekämpfung des Schleuserwesens zu intensivieren, um so die 

Ursachen für Seenot auf dem Mittelmeer zu bekämpfen und weitere Todesfälle zu verhindern. 

Dies müsse durch eine dauerhafte und nachhaltige Reform der EU-Migrations- und Asylpolitik 

statt – wie bisher – durch Ad-hoc-Lösungen erfolgen. 

 

ITA bedankte sich bei allen MS, die bislang aus Seenot gerettete Personen aufgenommen hätten 

und appellierte an die anderen MS, mehr Bereitschaft zur Umsiedlung zu zeigen (so auch MLT). 

Die Flaggenstaaten privater Seenotrettungsschiffe müssten ebenfalls ihrer Verantwortung 

nachkommen. Für Nichtregierungsorganisationen solle ein Verhaltenskodex erarbeitet werden. 

MLT verwies darauf, dass die internationalen seerechtlichen Verpflichtungen zur Seenotrettung 

durch Menschenschleuser systematisch missbraucht würden. Dem könne nur mit einer 

gesamteuropäischen Antwort entgegengetreten werden, die die Zusammenarbeit mit 

Strafverfolgungsbehörden der Transit- und Herkunftsstaaten und die Verbesserung der 

Rückführungen verstärkt in den Blick nehme. 

 

Auch ESP, GRC und CYP erläuterten den anhaltend hohen Migrationsdruck auf ihre Grenzen, 

appellierten an eine faire Lastenverteilung und betonten ihre Anstrengungen zum Schutz der 

Seegrenzen. Hierfür müssten im künftigen Mehrjährigen Finanzrahmen Mittel in angemessener 

Höhe zur Verfügung gestellt werden (FRA unterstützte dies). ESP erläuterte, insgesamt würden 

rund 70 staatliche Schiffe eingesetzt, u.a. zur Bekämpfung des Schleuserwesens und auch für 

Seenotrettung. 

                                            
1 Gemeinsame Absichtserklärung über ein kontrolliertes Notfallverfahren vom 23. September 2019. 
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2. Reform des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems (GEAS) 

Anlässlich der Videokonferenz vom 08.10.2020 führte der Rat eine erste Aussprache über die 

jüngsten Vorschläge der Kommission für ein Migrations- und Asylpaket. Das Paket besteht aus 

einer Mitteilung2, fünf Legislativvorschlägen3 sowie drei Empfehlungen und Leitlinien4.  

 

Ziel des DEU-Vorsitzes war es, zunächst einen gemeinsamen Fahrplan abzustimmen. Der 

vorgeschlagene Ansatz wurde im Wesentlichen unterstützt. Demnach will sich der Rat zunächst 

den Kernfragen auf politischer Ebene widmen, bevor die neuen legislativen Vorschläge in allen 

Einzelheiten diskutiert würden. Parallel sollten in technischen Dossiers (insbes. EURODAC, 

Asylagentur-VO) rasch Fortschritte erzielt werden, um die operative Seite der EU-

Migrationspolitik schnell und effizient zu verbessern. Die Visegradstaaten, BGR und HRV 

erinnerten mit Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Europäischen Rates von Juni 2018 daran, 

dass alle Entscheidungen hinsichtlich der Europäischen Migrations- und Asylpolitik im Konsens 

getroffen werden müssten und betonten den Paketansatz bzgl. des GEAS. 

 

Kommissions-Vizepräsident Schinas, zuständig für die „Förderung unserer europäischen 

Lebensweise“, stellte den „Neuen Pakt für Migration und Asyl“ vor. Dieser sei das Ergebnis 

umfangreicher Konsultationen mit allen Mitgliedstaaten (MS), dem Europäischen Parlament und 

weiteren Interessenträgern. Man sei zuversichtlich, eine kompromissfähige   

Diskussionsgrundlage vorgelegt zu haben, die dem komplexen und facettenreichen Thema 

Migration gerecht werde und die Anliegen und Bedenken aller Beteiligten aufnehme. Mit Vorlage 

des Pakts seien noch nicht alle migrationspolitischen Aspekte abgedeckt. Im nächsten Jahr 

werde zum Beispiel eine Strategie zur Zukunft des Schengen-Raums und das „Skills and Talent“-

Paket zur legalen Migration vorgelegt. Innen-Kommissarin Johansson ergänzte u.a., dass die EU 

aus demographischen Gründen auf Migration angewiesen sei. Es stehe zwar außer Frage, dass 

die EU das Grundrecht auf Asyl in jedem Fall achten müsste, die Praxis beweise jedoch, dass 

                                            
2 Mitteilung der Kommission „Ein neues Migrations- und Asylpaket“ (COM(2020) 609 vom 23. September 2020). 
3 (a) Vorschlag für eine Verordnung zur Einführung eines Screenings von Drittstaatsangehörigen an den 
Außengrenzen (COM(2020) 612 vom 23. September 2020).  
(b) Geänderter Vorschlag für eine Verordnung zur Einführung eines gemeinsamen Verfahrens zur Gewährung 
internationalen Schutzes in der Union und zur Aufhebung der Richtlinie 2013/32/EU (COM(2020) 611 vom 23. 
September 2020).  
(c) Vorschlag für eine Verordnung über Asyl- und Migrationsmanagement, COM(2020) 610 vom 23. September 
2020. 
(d) Geänderter Vorschlag für eine Verordnung über die Einrichtung von „Eurodac“, COM(2020) 614 vom 23. 
September 2020. 
(e) Vorschlag für eine Verordnung zur Bewältigung von Krisensituationen und Fällen höherer Gewalt im Bereich 
Migration und Asyl (COM(2020) 613 vom 23. September 2020). 
4 (a) Empfehlung der Kommission über einen Vorsorge- und Krisenmanagementmechanismus der EU für Migration 
(Vorsorge- und Krisenplan für Migration) (C(2020) 6469 vom 23. September 2020). 
(b) Empfehlung der Kommission zur Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten bei Such- und 
Rettungsaktionen, für die im Eigentum privater Einrichtungen befindliche oder von solchen betriebene Schiffe 
eingesetzt werden (C(2020) 6468 vom 23. September 2020). 
(c) Leitlinien der Kommission zur Anwendung der EU-Vorschriften betreffend die Definition und Bekämpfung der 
Beihilfe zur unerlaubten Ein- und Durchreise und zum unerlaubten Aufenthalt (C(2020) 6470 vom 23. September 
2020). 
(d) Empfehlung der Kommission zu legalen Schutzwegen in die EU: Förderung der Neuansiedlung, der Aufnahme 
aus humanitären Gründen und anderer komplementärer Zugangswege, C(2020) 6467 vom 23. September 2020. 
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zwei Drittel aller Antragsteller abgelehnt würden. Im Bereich der Rückführung müssten erhebliche 

Verbesserungen erzielt werden, um Außengrenzstaaten zu entlasten und abgelehnte 

Antragsteller nicht unnötig lange im Ungewissen zu lassen (bislang liege die Rückführungsquote 

nur bei 30 %).  

 

Alle wortnehmenden MS erklärten sich ausdrücklich mit den Zielen des Pakts einverstanden, die 

externe Dimension der Migration künftig stärker und in einem ganzheitlichen Ansatz zu 

behandeln, den Schutz der EU-Außengrenzen weiter zu verbessern und für effizientere 

Rückführungen zu sorgen. Es seien neue und innovative Lösungen erforderlich, die den 

Drittstaaten einen echten Mehrwert böten und gleichzeitig den Druck auf die EU-Grenzen 

reduzierten. 

 

GRC, ITA, CYP und MLT wandten ein, eine Stärkung der Verfahren an den Außengrenzen würde 

den Mittelmeerstaaten zusätzliche Verantwortung übertragen, anstatt für Entlastung zu sorgen. 

Wichtig sei, dass die Verfahren schnell abgewickelt würden, ansonsten würde sich die 

Problematik noch verschärfen, dass sich viele Ankommende an den Außengrenzen „stauten“ 

(ähnlich HRV). BGR äußerte die Sorge, die neuen Vorschläge zu Verfahren vor Einreise in die 

EU könnten mit nationalem Recht nicht vereinbar sein; es bestehe aber keine Bereitschaft, das 

gut funktionierende BGR-Grenzmanagement-System grundlegend zu verändern. POL bemerkte, 

die EU dürfe nicht nur Seegrenzen im Mittelmeer im Blick haben. Auch die Sicherung der 

Landgrenzen müsse honoriert und als Beitrag zum Erfolg der EU-Migrationspolitik anerkannt 

werden. 

 

Eine Reihe von MS sprach sich für eine aktive Rolle der KOM im Bereich der Rückkehr aus (u.a. 

SVN, AUT, CYP, LUX, SVK und EST). Aktuelle Rückübernahmeabkommen könnten oft nicht 

richtig durchgesetzt werden, da es an Kooperationsbereitschaft der Herkunftsstaaten mangele. 

Hier sei ein geeintes Auftreten der EU erfolgversprechender als bilaterale Bemühungen. GRC 

und CYP unterstrichen, die Einhaltung der EU-TUR-Erklärung sei aktuell ebenfalls nicht 

gewährleistet. 

 

CZE, AUT, HUN und DNK erklärten, der Fokus müsse auf der Bekämpfung der Fluchtursachen 

liegen, um irreguläre Migration zu verringern (HUN: „zu stoppen“). Hierdurch würde sich der Druck 

auf den Außengrenzen automatisch reduzieren, so dass sich Diskussionen um ein 

Solidaritätssystem ggf. erübrigen würden. 

 

Der KOM-Ansatz eines verpflichtenden Solidaritätsmechanismus wurde grundsätzlich positiv 

aufgenommen. Eine verpflichtende Verteilung befürworteten v.a. PRT, FRA, ESP, GRC, ITA, 

LUX und MLT. HRV forderte in diesem Zusammenhang die Notwendigkeit der Erstellung einer 

Liste sicherer Herkunftsländer und unterstrich die Bedeutung der Zusammenarbeit mit den 

Ländern des Westbalkans. 

Für die Beibehaltung einer freiwilligen Beteiligung bei der Aufnahme setzten sich SVN, CZE, POL, 

DNK, LTU, LVA, EST und ROU ein. Kritik wurde insb. dahingehend geäußert, lediglich zwischen 

der Übernahme von Schutzsuchenden und Rückkehrpartnerschaften wählen zu können, nicht 

jedoch auch Solidarität in anderer Form zu zeigen. Weiterhin kategorisch ablehnend ggü. 

jeglichen Maßnahmen, die zu einer verpflichtenden Verteilung führen könnte, zeigten sich auch 

SVK und HUN.   

LUX kritisierte, dass sich stets der gleiche Kreis an MS an der Verteilung beteiligen würde (ähnlich 

mit Verweis auf eine gemeinsame Gesamtverantwortung bzw. den AEUV auch GRC, FIN und 
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CYP). Ein dauerhafter Verteilungsmechanismus sei daher wichtig sowie die Möglichkeit der KOM, 

ggf. obligatorische Umverteilungen anzuordnen. 

 

ESP begrüßte die Adressierung der Seenotrettung als Sonderproblem des Außengrenzschutzes 

(so auch PRT, ITA, IRL). Eher kritisch zur Sonderbehandlung von Seenotrettungsfällen äußerten 

sich AUT und HUN, da dies als Pull-Faktor gesehen werde. Demgegenüber gehe ITA jedoch der 

KOM-Ansatz nicht weit genug. In diesem Zusammenhang sprach sich ITA insb. für eine Quote 

bei der Übernahme von aus Seenot Geretteter aus (gegen jede Art von Quoten deutlich HUN). 

MLT schlug eine Verteilung aller Seenotrettungsfälle vor; da insb. kleine Länder, wie MLT auf 

Unterstützung angewiesen sind (Unterstützung durch FRA, dagegen jedoch die Visegradstaaten 

mit erneutem Hinweis auf Einrichtung von Ausschiffungsplattformen wie in den ER-

Schlussfolgerungen von Juni 2018). HRV, POL und ITA wünschten sich zudem klare Verfahren 

für NGOs, die sich im Bereich der Seenotrettung sowie bei Unterstützung von Asylantragstellern 

engagierten. 

 

Auch die Vorschläge der KOM zur Verhinderung von Sekundärmigration bzw. der Vorbeugung 

von Missbrauch von Asylsystemen wurden begrüßt (NLD und AUT jedoch mit der Anregung, hier 

noch weitere Instrumente vorzusehen). 

 

 

3. Zusammenarbeit mit Drittländern in Migrationsfragen 

Am 08.10.2020 zogen die Ministerinnen und Minister eine Bilanz der jüngsten Entwicklungen und 

Initiativen zur Zusammenarbeit mit Drittländern in Migrationsfragen, insbesondere in Bezug auf 

Nordafrika und den westlichen Balkan. Der Schwerpunkt lag auf zwei operativen Strukturen bzw. 

Plattformen, die in den letzten Monaten ins Leben gerufen wurden.  

 

AUT ist Initiator und Betreiber der „Operativen Plattform – Östliche Mittelmeerroute“ (OP-EMR), 

die sich auf eine bessere Koordinierung der Maßnahmen zwischen den MS und Westbalkan-

Partnern konzentrieren soll, um eine möglichst kohärente Nutzung der Ressourcen in den 

Bereichen Grenzmanagement, Rückkehr und Rückübernahme, Schleuserkriminalität sowie Asyl 

zu gewährleisten. 

 

Nordafrika-Initiative: ITA hat im Juli eine Konferenz mit Schwerpunkt auf der Zusammenarbeit im 

Bereich Migration mit nordafrikanischen Partnern (MAR, DZA, TUN, LBY und MRT) ausgerichtet. 

Die Vorbereitungen für eine Follow-Up-Videokonferenz mit TUN stünden kurz vor dem Abschluss. 

Hintergrund dieser Nordafrika-Initiative sei u.a., dass ITA dieses Jahr einen erheblichen 

irregulären Zustrom tunesischer Staatsangehöriger erlebt habe. 

 

Kommissarin Johansson betonte die Bedeutung enger, maßgeschneiderter Partnerschaften mit 

den Herkunfts- und Transitländern, wobei sie sich u.a. auch für legale Migrationswege, 

Unterstützung für Flüchtlinge in Drittstaaten, ausreichende Migrationsmittel im NDICI (Instrument 

für Nachbarschaft, Entwicklungszusammenarbeit und internationale Zusammenarbeit) und eine 

einjährige Verlängerung des EU-Treuhandfonds für Afrika aussprach. 

 

Bundesinnenminister Seehofer dankte den MS, die ihr Interesse bereits bekundet hätten, sich an 

der Umsetzung der Initiativen zu beteiligen, und appellierte an weitere MS, mitzuwirken, denn nur 

wenn KOM und MS gemeinsam aufträten, könnten nachhaltige Ergebnisse erzielt werden. 
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II. Innere Sicherheit 

 

Anlässlich der informellen Videoschaltkonferenz vom 07.07.2020 brachte die deutsche 

Ratspräsidentschaft ein diskussionsleitendes Papier zur „Europäischen Polizeipartnerschaft“ ein. 

Dort wird insb. der verbesserte Informationszugang und -austausch im Bereich 

Sicherheit/Grenzen/Migration als zur Bekämpfung grenzüberschreitender Kriminalität, v.a. im 

Bereich Drogen und Kindesmissbrauch als erforderlich angesehen. Europol komme eine zentrale 

Rolle zu. Daher sei eine etwaige Unterfinanzierung von Europol und Frontex nicht hinnehmbar.  

 

KOM nannte Kooperation und Informationsaustausch „by default“ und nicht nur „when needed“ 

als Ziel. Langfristig sollte man in der EU einen gemeinsamen Polizei-Kodex als Grundlage der 

Zusammenarbeit entwickeln. Alle wortnehmenden Mitgliedstaaten (MS) begrüßten den Vorstoß 

und waren sich hinsichtlich der zentralen Rolle der Agenturen (insbesondere von Europol) und 

deren solider und ggf. zusätzlicher Finanzierung einig. Eine entsprechende Berücksichtigung bei 

den aktuellen Verhandlungen zum mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) müsse von den MS 

gewährleistet werden. 

 

Am 08.10.2020 setzte der Rat seine Beratungen in der Sache anhand eines Diskussionspapiers 

fort. DEU-Vorsitz erläuterte, eine seiner Schlussfolgerungen aus der Diskussion im Juli sei es, 

dass – dem Austrittsvertrag mit GBR entsprechend – nach dem Ende der Übergangsphase eine 

Verschlechterung der Qualität und Quantität der Sicherheitszusammenarbeit mit GBR vermieden 

werden müsse. 

 

KOM (Innen-Kommissarin Johansson) sagte, die Partner in der EU müssten ihre 

Zusammenarbeit weiter intensivieren und systematisieren, gerade vor dem Hintergrund des 

technologischen Wandels. Die Rolle von Europol als Kern der Polizeizusammenarbeit müsse 

gestärkt werden. Zur Frage der Stärkung des Informationsaustauschs mit Drittstaaten mahnte 

KOM zur Vorsicht. Insbesondere der Austausch sensibler Informationen in Echtzeit müsse 

strengen Regeln unterzogen werden. Diese Idee beinhalte eine ganze Reihe rechtlicher, 

finanzieller und technischer Hausforderungen. Im Verhältnis zu GBR dürfe die 

Verhandlungsposition der EU gerade in den derzeit entscheidenden Verhandlungswochen nicht 

geschwächt werden. In diesem Zusammenhang betonte KOM, dass ein Verbleib von GBR im 

SIS ausgeschlossen sei. 

 

KOM kündigte die Vorlage des erneuerten Europol-Mandats für den 15. Dezember 2020 an. 

Europol müsse in die Lage versetzt werden, intensiver mit privaten Partnern zusammenarbeiten 

zu können, z.B. mit Internetfirmen beim Kampf gegen Kindesmissbrauch oder mit Banken im 

Bereich der Finanzkriminalität. Der Rechtsrahmen für Datenaustausch müsse insgesamt der 

digitalen Entwicklung mehr Rechnung tragen und Innovationen stimulieren. Beispielhaft nannte 

KOM die geplante Erneuerung des Prüm-Rechtsrahmens, der um neue Datenkategorien wie 

Gesichtsbilder oder Polizeiakten erweitert werden solle. Zudem sei beabsichtigt, den Prüm-

Informationsaustausch durch Vereinfachung der Kommunikationsstruktur zu verbessern. 

 

Die Strafverfolgungsbehörden müssten in die Lage versetzt werden, mit der technologischen 

Entwicklung und auch mit den kriminellen Strukturen Schritt halten zu können, die ebenfalls die 

neuen Möglichkeiten nutzen. Die Analysefähigkeit müsse insgesamt gestärkt werden, die 
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Nutzung von Technologien wie Blockchain, 5G und KI sei hierbei wichtig. Ende-zu-Ende-

Verschlüsselung dürfe nicht dazu führen, dass sich Kriminelle sicher vor Aufdeckung und 

Verfolgung fühlen könnten. Auch brauche Strafverfolgung KI-Lösungen, um große Datenmengen 

auswerten zu können. Eine enge Partnerschaft zwischen Strafverfolgung, Forschung und 

privaten Stellen sei unerlässlich.  

 

KOM gab zudem eine erste Einschätzung zu den EuGH-Urteilen vom 6. Oktober 2020 zum 

Komplex Vorratsdatenspeicherung. Der Gerichtshof habe seine Rechtsprechungslinie zwar 

beibehalten, aber auch wichtige Klarstellungen getroffen, insbesondere zu Konstellationen, in 

denen die Vorratsdatenspeicherung durchaus möglich sei. Dies sei entscheidend, da 

Vorratsdatenspeicherung essentiell im Kampf gegen organisierte Kriminalität sei.  

 

Die wortnehmenden MS, Europol und der Anti-Terrorismus-Koordinator des Rats (CTC) 

begrüßten die im Präsidentschaftspapier niedergelegten Zielsetzungen und bestätigten die dort 

enthaltenen Feststellungen im Grundsatz. Sie identifizierten drei Handlungsfelder der 

Europäischen Polizeipartnerschaft: Erstens der Einsatz neuer Technologien – insbesondere 

künstlicher Intelligenz – zur besseren Nutzung vorhandener Informationen, zweitens die Stärkung 

der Zusammenarbeit unter den europäischen Polizeibehörden und mit den europäischen 

Agenturen sowie drittens der Austausch mit Drittstaaten. 

 

Einige MS mahnten beim Ziel eines intensivierten Datenaustauschs mit Drittstaaten – wie KOM 

– zur Vorsicht angesichts der hohen Anforderungen auf EU-Seite (PRT: „empfindliche Frage“). 

Die EU dürfte die eigenen Werte wie Rechtsstaatlichkeit und Grundrechtsschutz nicht außer Acht 

lassen (so etwa FIN, CYP, LUX). Andere MS (so LTU, ITA) mahnten, in diesem Zusammenhang 

auch die Erforderlichkeit engerer Zusammenarbeit mit Interpol und den VN bzw. deren 

Unterorganisationen nicht zu vergessen. BGR mit Hinweis, dass KOM datenschutzrechtliche 

Angemessenheitsbeschlüsse im Polizeibereich annehmen solle. 

 

Einige MS (so etwa SWE, LUX, BGR, FIN) betonten den Ansatz, zunächst bestehende 

Instrumente effizient zu nutzen bzw. zu modernisieren, bevor man neue schaffe. In diesem Sinne 

freue man sich auf die KOM-Vorschläge zu Prüm, insbesondere zur möglichen Einbeziehung des 

Polizeiaktenaustauschs. 

 

Auch SWE, BGR, FIN, LUX, ROU sowie LTU wiesen auf die Notwendigkeit hin, das Potential von 

KI für die Polizeiarbeit auszunutzen und gleichzeitig Grundrechte zu schützen. In ähnliche 

Richtung LUX mit dem Ziel diskriminierungsfreier KI-Anwendungen, die auf guter Datenqualität 

und Transparenz beruhen sollten. KI sei letztlich kein Selbstzweck, der Mensch müsse jederzeit 

Prozesskontrolle behalten. CTC plädierte dafür, zur Nutzung von KI positive Narrative zu bilden 

und die Diskussion nicht von den Risiken bestimmen zu lassen. Zudem bedürfe es vermehrter 

Forschungsanstrengungen. Dies scheitere nicht an fehlendem Geld, sondern an Stellen, die sich 

hierfür verantwortlich fühlten. 

 

SWE betonte im Zusammenhang mit Drittstaatenzusammenarbeit die Rolle der 

Westbalkanstaaten. Die starken Verbindungen dortiger Strukturen mit organisierter Kriminalität 

würden es erforderlich machen, auf die Regierungen Druck auszuüben, Resultate im Kampf 

gegen diese Strukturen zu erzielen. Umgekehrt müssten MS und die EU die Unterstützung für 

den Westbalkan besser koordinieren. 
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ITA wies darauf hin, dass letztlich die politische Verantwortung für die Strafverfolgung und die 

Sicherheit in den MS verbleiben müsse. Europol könne daher nur unterstützend tätig sein. Die 

Bekämpfung der organisierten Kriminalität stelle hohe operative Anforderungen an die 

Zusammenarbeit in der EU. Insbesondere sei es wichtig, die Einziehung von Gewinnen aus 

kriminellen Geschäften zu vereinfachen sowie Geldströme nachverfolgbar zu machen. 

 

Europol (Direktorin de Bolle) wies auf die jüngsten Erfolge von Europol im Komplex Encrochat 

hin. Dieser sei ein Paradebeispiel für einen Ermittlungserfolg durch Nutzung von KI-

Anwendungen bei der Verarbeitung riesiger Datenmengen. Dass der Europäische 

Datenschutzbeauftragte (EDPS) gerade zur Verarbeitung großer Datenmengen (Big Data) bei 

Europol sich nunmehr sehr kritisch äußere, sei besorgniserregend und betreffe die 

Kernkompetenzen und -aufgaben der Agentur. Strafverfolgungsbehörden seien auf 

Datenverarbeitung angewiesen und müssten ihren Aufgaben unter Nutzung aller vorhandenen 

Möglichkeiten nachkommen können. Europol verlieh seiner Hoffnung Ausdruck, dass 

Themenkomplexe wie dieser durch den neuen Europol-Rechtsrahmen adressiert werden würden. 

 

 

III. Umgang mit COVID-19 

 

Anlässlich der Beratungen am 5. Juni 2020 wurden die im Zuge der COVID-19-Pandemie 

vorübergehend eingeführten Binnengrenzkontrollen und ihre Auswirkungen auf den freien 

Personenverkehr erörtert. Ebenfalls thematisiert wurden die Beschränkungen des Reiseverkehrs 

an den EU-Außengrenzen. Zwischen den Mitgliedstaaten bestand Einigkeit, dass in diesem 

Zusammenhang ein koordiniertes Vorgehen – mit dem Ziel der Aufhebung von 

Grenzschließungen – innerhalb der EU von großer Bedeutung ist.  

 


